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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe der PDS/Linke Liste 

Mitglieder der „Republikaner" im öffentlichen Dienst 

Knapp eineinhalb Jahre intensiver Beobachtung durch Einsatz 
nachrichtendienstlicher Mittel, der Lektüre von Zeitungen und 
anderen Veröffentlichungen der „Republikaner" durch das Bun-
desamt für Verfassungsschutz (BfV) haben ergeben, daß die Bun-
desregierung „bislang" zwei Beamte entdecken konnte, die die-
ser rechtsradikalen Partei (vgl. SZ vom 15. April 1994) ange-
hören — so die Bundesregierung in einer Antwort auf die Anfrage 
„Die ,Republikaner"'. Ansonsten hat die Bundesregierung nur 
„lückenhafte Erkenntnisse über die Zugehörigkeit von Mitglie-
dern der REP zum öffentlichen Dienst" (Drucksache 12/7351). 

Nach eigenen Angaben vom Jahresende verfügen die „Republi-
kaner" aber über ca. 1 000 Mitglieder, die im öffentlichen Dienst 
beschäftigt sind, der Anteil der Beamten an der Mitgliedschaft soll 
4 Prozent betragen. Das BfV hätte demnach 998 Mitglieder der 
„Republikaner" im öffentlichen Dienst übersehen, was die Effi-
zienz der Arbeit dieser Behörde im Bereich Rechtsextremismus. 
schon rein rechnerisch gegen Null drückt. 

Übersehen haben BfV und das Bundesministerium des Innern 
u. a., daß 

— eine ganze Reihe von Professoren, wie die mittlerweile verstor-
benen Hellmut Diwald, Bernard Willms und der Heidelberger 
Politologe Hans Joachim Arndt, mit dem „Republikaner" -Vor-
sitzenden Schönhuber seit Anfang der 80er Jahre programma-
tisch zusammenarbeiteten; 

— die „Republikaner" schon nach der Wahl zum Westberliner 
Abgeordnetenhaus 1989 behaupteten, daß „ein großer Teil" 
der neuen Mitglieder, „30 bis 40 Prozent ..., aus dem Staats-
dienst — Polizisten, Grenzschützer, Offiziere, mittlere Beamte" 
komme (DER SPIEGEL, 22/1989, 29. Mai 1989); 

— der Frankfurter Staatsanwalt und bisherige CDU-Funktionär 
Gert Feldmeier zu den „Republikanern" übertrat (FR, 5. April 
1989); 

— der Professor Carl Zimmerer, Chef der Düsseldorfer „Inter-
finanz", den „Republikaner "-Vorsitzenden Schönhuber 1989 
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als Referent zu einer „Herrenrunde" mit führenden Vertretern 
der Finanzwirtschaft und des Mittelstandes einlud, die dieser 
rechtsextremen Partei finanzielle Unterstützung zusagten (taz, 
5. April 1989); 

— in Kassel, nach Auskunft des GdP-Kreisvorsitzenden, in allen 
Polizeirevieren die Beamten die Neigung hätten, die „Republi-
kaner" zu wählen; besonders jüngere Polizeibeamte zwischen 
20 und 30 Jahren „bekennen sich offen und trotzig zu den 
Republikanern" (FR, 5. April 1989); 

— in Gifhorn der 47jährige Berufssoldat Günter Ruck aus Wesen-
dorf zu den „Republikanern" überwechselte und die „Republi-
kaner" so zu einem Kreistagsmandat kamen (FR, 15. April 

1989); 

— die „Republikaner" im Mai 1989 in den Landesverbänden 
Berlin, Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein und dem 
Saarland Landesvorsitzende bzw. stellvertretende Landesvor-
sitzende hatten, die im Polizeidienst waren (FR, 18. Mai 1989); 

— die „Republikaner" 1989 im Berliner Landesvorstand gleich 
mehrere Polizeibeamte hätten (Göttinger Tageblatt, 4. Juli 
1989); 

— die „Republikaner" nach Angaben der Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) allein 1989 unter den 32 000 bayerischen Polizei-
beamten 50 Prozent potentielle Wähler hätten (FR, 18. Mai 

1989); 

— mit den „Republikanern" nach Schätzungen der GdP im Jahr 
1989 ca. 20 Prozent der bundesdeutschen Polizisten sympathi-

sieren würden (FR, 18. Mai 1989) ; 

— im Mai 1989 der Leiter der „Staatlichen Hauptabteilung allge-
meine Landesverwaltung" in Offenbach, Haymo Hoch, zu den 
„Republikanern" überwechselte. Haymo Hoch, Regierungs-
direktor, ist damit auch Leiter der Ausländerbehörde (FR, 
19. Mai 1989) ; 

— in Heidenheim der Kripobeamte und „Republikaner"-Landes-
vorsitzende von Baden-Württemberg, Peter Köhler, auf einer 
Veranstaltung sagte: „Gestern waren es Diebstähle, heute sind 
es Sachbeschädigungen und morgen zünden sie unsere Häuser 
an. Mit uns Republikanern wird es diesen kriminellen Spuk 
nicht geben." (DIE ZEIT, 2. Juni 1989); 

— in einer Meinungsumfrage des Wickert-Instituts 78 Prozent der 
befragten 1 150 Polizeibeamten äußerten, daß sie sich von den 
etablierten Parteien „im Stich gelassen fühlten", und 69 Pro-
zent der Meinung waren, daß gegen politisch motivierte Straf-
täter „härter durchgegriffen" werden müsse (DIE ZEIT, 2. Juni 
1989); 

— im „Republikaner"-Kreisverband Rheingau-Taunuskreis 1989 
zwei Mitglieder Polizeibeamte sind (DER SPIEGEL, 25/1989, 
19. Juni 1989); 

— im „Republikaner"-Landesverband Nordrhein-Westfalen von 
1 500 Mitgliedern laut damaligem Landesvorsitzenden Kurt 
Beckmann jeder 30. ein staatlicher Ordnungshüter sei (DER 
SPIEGEL 25/1989, 19. Juni 1989); 
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— in Berlin Polizeibeamte mit „REP-Rauten, Dienstfahrzeugen 
und REP-Transparenten" gegen den Innensenator und den 

Polizeipräsidenten protestierten (DER SPIEGEL 25/1989, 
19. Juni 1989); 

— in Lübeck bei der Grenzschutzabteilung Küste 1 Führungs-

beamte, die im „Republikaner"-Landesvorstand sitzen, Lauf-
bahnanwärter für die Partei anwerben. „In dienstlichen Um-
laufmappen werden, berichtet ein Beamter, ,Propagandamate-
rialien der REPs herumgereicht'. REP-Werber würden vor allem 

junge Beamte mit ,ostdeutsch klingenden Namen' ansprechen. 
Der Werbefeldzug für die Rechten nahm solch unverschämte 

Formen an, daß der Kommandeur einschritt. In einem Abtei-
lungsbefehl mißbilligte er ,nachdrücklich', daß ,in Pausen und 

Kollegengesprächen' um ,Unterstützerunterschriften' für die 
Republikaner angehalten werde. " (DER SPIEGEL, 25/1989, 
19. Juni 1989); 

— in Aachen sich der Polizeihauptmeister André Fischer den 

„Republikanern" anschloß, weil Asylsuchende „bei uns auf 
Händen getragen" und dann „auch noch straffällig werden" 

würden (DER SPIEGEL, 25/1989, 19. Juni 1989); 

— in Dachau der Polizeiobermeister Gernot Jellinek Kreisvorsit-
zender der „Republikaner" wird (DER SPIEGEL, 25/1989, 
19. Juni 1989); 

— der Polizistenanteil bei den „Republikanern" in Hessen nach 
eigenen Angaben der Partei im Sommer 1989 bei 15 Prozent 
liege (Göttinger Tageblatt, 4. Juli 1989); 

— der Kreisvorsitzende der „Republikaner" in Hannover-Land, 
der Hauptkommissar Werner Rieb, betonte, daß 1989 auch ein 
„beträchtlicher Teil der Kollegen" in Niedersachsen hinter den 
„Republikanern" stehe (Göttinger Tageblatt, 4. Juli 1989); 

— die „Republikaner" nach der Kommunalwahl am 18. Juni 1989 
in Worms gleich drei Polizeibeamte zu ihrer Fraktion zählen 
konnten (FR, 1. Juli 1989) ; 

— der damalige Vorsitzende des „Republikaner"-Landersverban-
des Bayern, Harald Neubauer, in einem Interview mit dem 

rechtsextremen „Badischen Landboten" erklärte: „... wir 
haben jetzt auch Mitglieder, die beim Verfassungsschutz ihren 
Dienst tun." (taz, 8. August 1989); 

— in Hannover im Herbst 1989 der Hochschullehrer und Mitglied 
der „Republikaner", Berndt Tschammer-Osten, im Herbst den 
alten „Republikaner"-Landesvorstand Niedersachsen auf Be-

treiben Schönhubers entmachtete (FR, 11. September 1989); 

— in Kamen der „Republikaner" Bernd Schmanck als Religions

-

lehrer an einem Gymnasium tätig ist (FR, 29. Dezember 1989); 

— die „Republikaner" zur Bundestagswahl 1990 von 300 Kandi-

daten 34 Kandidaten aus dem öffentlichen Dienst (darunter 
sieben Polisten, vier Soldaten, fünf Lehrer, zwei Professoren, 
einen Richter, einen Staatsanwalt) aufstellten, was einen Anteil 
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von über 11 Prozent ausmacht (Statistisches Bundesamt, Die 
Wahlbewerber für die Wahl zum 12. Deutschen Bundestag 

1990); 

— die „Republikaner" seit 1993 über einen „REP-Beamtenbund" 
verfügen, der die „Republikaner"-Mitglieder im öffentlichen 
Dienst vor der Beobachtung durch das BfV schützen soll (SPD-
Parteivorstand, Die sogenannten „Republikaner" — eine rechts-

extreme Chaospartei, April 1994); 

— der stellvertretende Landesvorsitzende der „Republikaner" in 
Hessen, Bernhard Klysch, Professor an der Fachhochschule in 

Dortmund ist; 

— der Vorsitzende der Bundesschiedskommission der „Republi-
kaner", Johann Mühlberger, Richter am Landgericht München 

ist (FR, 26. April 1993); 

— der Landesvorsitzende der „Republikaner" in Sachsen, Günter 
Bernhard, Soziologieprofessor an der Leipziger Universität ist. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Sind der Bundesregierung die im Vorwort angegebenen Bei-
spiele bekannt, und kann sie diese bestätigen? 

2. Über welche „lückenhaften Erkenntnisse über die Zugehörig-
keit von Mitgliedern der REP zum öffentlichen Dienst" (Druck-

sache 12/7351) verfügt die Bundesregierung? 

3. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über den „REP-

Beamtenbund"? 

4. Wieso wurde der „REP-Beamtenbund" gegründet, und welche 

Zielsetzung verfolgt er? 

5. Wie viele Mitglieder sind im „REP-Beamtenbund" organisiert 
(bitte mit Angaben zu Geschlecht, Alter, Berufstätigkeit usw.)? 

6. Wieso sieht sich die Bundesregierung veranlaßt, darauf hinzu-
weisen, daß ihr keine Erkenntnisse vorliegen, die die Angaben 

des Mitglieds des Bundesvorstandes der  „Republikaner", 

 Bernd Korbach, bestätigen würden, daß der Anteil der Beamten 

in der Partei vier Prozent betragen würde? 

Bonn, den 28. April 1994 

Ulla Jelpke 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


